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Vorwort 

Die Abhandlung hat in einer im wesentlichen unveränderten Fassung 
der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät der Albert-Ludwigs-
Universität Freiburg/Br. im Sommersemester 1968 als Habilitations-
schrift vorgelegen. Der Fortgang der Reformarbeiten an einem neuen 
Deutschen Auslieferungsgesetz (DAG) ist auch nach diesem Zeitpunkt 
berücksichtigt worden. 

Das Thema geht auf eine Anregung von Herrn Professor Dr. Jescheck 
zurück, dem ich mich auch für seine Anteilnahme während der Anferti-
gung der Arbeit zu aufrichtigem Dank verpflichtet fühle. Eine Reihe 
wertvoller Hinweise habe ich durch die Mitarbeit in der Kommission zur 
Reform des DAG erhalten. Dem Vorsitzenden der Kommission, Herrn 
Ministerialrat Dr. Grützner vom Bundesjustizministerium, danke ich für 
die Hilfsbereitschaft, die eine enge Verbindung mit der Auslieferungs-
praxis als Voraussetzung für eine fruchtbare wissenschaftliche Ausein-
andersetzung ermöglicht hat. Das Entgegenkommen, mit dem das Bun-
desjustizministerium mir die Sichtung und Auswertung der amtlichen 
Vorgänge auch nach meinem Ausscheiden aus dem Justizdienst gestattet 
hat, verdient dankbar erwähnt zu werden. 

Der Deutschen Forschungsgemeinschaft schulde ich Dank für ihre groß-
zügige Hilfe, die die Anfertigung der Arbeit und ihren Druck ermög-
licht hat. 

Freiburg, März 1969 
Theodor Vogler 
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Einleitung 

Gegenstand und Gang der Untersuchung 

Die Auslieferungspraxis der Bundesrepublik verläuft im wesentlichen 
reibungslos und nimmt, wie die Statistik ausweistt, mehr oder weniger 
stetig an Umfang zu. Die rechtliche Grundlage des Auslieferungsver-
kehrs bildet das Deutsche Auslieferungsgesetz (DAG). Daneben unter-
hält die Bundesrepublik mit zahlreichen Staaten vertragliche Ausliefe-
rungsbeziehungenz• Zum Teil sind die aus der Vorkriegszeit stammen-
den Auslieferungsverträge wieder in Kraft gesetzt worden, zu einem 
nicht geringen Teil hat die Bundesrepublik nach dem Kriege neue Aus-
lieferungsverträge abgeschlossen. Zu den bilateralen Auslieferungsver-
einbarungen tritt mit dem Europäischen Auslieferungsübereinkommen' 
in absehbarer Zeit für die Bundesrepublik die erste Regelung auf multi-
lateraler Ebene hinzu. 

Das äußere Bild, das der Auslieferungsverkehr bietet, kann nicht über 
die auffällige Unsicherheit in der theoretischen Bewältigung grundlegen-
der Probleme hinwegtäuschen. Pragmatische Lösungen, wie sie allent-
halben im Vordergrund stehen, haben ernstliche Schwierigkeiten zwar 
bisher nicht aufkommen lassen, eine Garantie für die Zukunft geben sie 
aber nicht. Diese Einsicht hat in den Arbeiten einer vom Bundesjustiz-
ministerium eingesetzten Kommission zur Reform des DAG ihren Nie-
derschlag gefunden4• Die Reformvorschläge werden - soweit sie zu greif-
baren Ergebnissen geführt haben - in die Erörterung einbezogen. Sie 
vermitteln nicht nur Aufschlüsse über die künftige Ausgestaltung des 
Auslieferungsrechts, sondern vertiefen auch den Einblick in die Pro-
bleme des geltenden Rechts. Mehr noch als die Auslieferungspraxis zei-
gen die Reformarbeiten die Schwierigkeiten auf, die die komplexe Na-
tur des Gegenstands einer wissenschaftlichen Durchdringung bereitet 

1 Vgl. die jährlichen Auslieferungsstatistiken, veröffentlicht im BA, zuletzt 
im BA Nr. 206 vom 5. November 1969. 

Z Einen Überblick gibt die laufend ergänzte Loseblattsammlung "Inter-
nationaler Rechtshilfeverkehr in Strafsachen" von Grützner, die alle Verträge 
der Bundesrepublik auf dem Gebiet der Rechtshilfe in Strafsachen in deut-
scher Sprache enthält. 

, BGBl. 1964 II S. 1369 ff. 
4 Die Kommission hat seit 1963 auf 16 Tagungen den Entwurf eines neuen 

DAG (Kommissionsentwurf) auf der Grundlage eines Referentenentwurfs des 
BJM ausgearbeitet. 

2 Vogler 
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und die in einer unzulänglichen Dogmatik des Auslieferungsrechts sicht-
baren Ausdruck finden. 

Als Grenzgebiet zwischen dem Straf-, Strafprozeß-, Völker- und 
Staatsrecht entzieht sich das Auslieferungsrecht einer schematischen Ein-
ordnung in eine der verschiedenen Disziplinen. Die Lehrbücher des Straf-
und Strafprozeßrechts gehen auf die Auslieferung ebenso wie die Kom-
mentare und die Völkerrechtslehrbücher nur am Rande ein. Für das 
Staats- und Verfassungsrecht scheint sie nur im Hinblick auf Art. 16 
Abs. 2 GG von Interesse zu sein. Allenfalls aufsehenerregende "Fälle", 
die zudem noch keine Auslieferungen sind (Fälle "AhZers" und "Argoud"), 
lenken die Aufmerksamkeit auf Fragen des Auslieferungsrechts. Es 
kann daher nicht überraschen, daß die zentrale Frage des Auslieferungs-
rechts nach der Rechtsnatur ihres eigentlichen Gegenstands, der Aus-
lieferung, in Vergessenheit geraten konnte oder doch nur einseitig 
unter dem Gesichtspunkt des Rechtsschutzes im Auslieferungsverfahren 
der Erörterung wert schien. Dabei läßt sich unschwer nachweisen, daß 
in ihrer Beantwortung der Schlüssel für die Lösung einer Reihe der 
schwierigsten und umstrittensten Probleme des Auslieferungsrechts 
liegt. 

Es könnte deshalb naheliegend erscheinen, sich mit der Untersuchung 
der Rechtsnatur der Auslieferung und ihren Konsequenzen für das Aus-
lieferungsrecht zu begnügen. Aber auch in dieser Beschränkung führt 
das Thema zwangsläufig über das eigentliche Auslieferungsrecht hinaus 
und macht deutlich, daß das Grundgesetz als Fundament der geltenden 
Staats- und Verfassungsordnung nicht ausgespart bleiben kann. Das gilt 
nicht nur für die Frage nach den rechtsstaatlichen Grenzen obrigkeit-
lichen Handeins, sondern ebenso für die Abgrenzung der Kompetenzen 
von Bund und Ländern und zwischen Legislative und Exekutive inner-
halb des Bundes. Ein kurzer Überblick über die aktuellen Probleme des 
Auslieferungsrechts kann das verdeutlichen: Im Zuständigkeitsstreit 
geht es um die Verteilung der Kompetenzen zwischen Bund und Län-
dern; die gesetzgeberische Behandlung von Auslieferungsvereinbarun-
gen betrifft die funktionelle Organzuständigkeit innerhalb des Bundes; 
der Grundrechtsschutz bestimmt die Verfahrensgestaltung und wirft die 
Frage nach den Grenzen der staatlichen Auslieferungsbefugnis und der 
staatlichen Auslieferungspfiicht auf. Im Art. 19 Abs. 4 GG schließlich 
spiegelt sich das Verhältnis zwischen Staat und Verfolgtem im Ausliefe., 
rungsrecht verfahrens rechtlich wider. 

Der verfassungsrechtliche Bezug des auslieferungsrechtlichen Fragen-
komplexes kommt in der Themenstellung zum Ausdruck, ohne daß da-
mit Anspruch auf Originalität im verfassungsrechtlichen Bereich er-
hoben wird. Für eine vorwiegend strafrechtliche Untersuchung muß es 
insoweit sein Bewenden dabei haben, vorgefundene Ergebnisse kritisch 
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zu sichten und für das Auslieferungsrecht fruchtbar zu machen. Das-
selbe gilt für die völkerrechtliche Seite des Problems. Die Vielzahl und 
Vielfältigkeit der Fragen legt den Verzicht auf eine erschöpfende Dar-
stellung aller in der Literatur und Rechtsprechung vertretenen Ansich-
ten zugunsten der Beschränkung auf gefestigte Erkenntnisse nahe und 
rechtfertigt eine begrenzte Auswahl von Schrifttum und Rechtsprechung. 
So bleiben zwangsläufig Fragen unbeantwortet, die einer vertieften Er-
örterung harren. In dem hier gesteckten Rahmen mußte es häufig ge-
nügen, sie aufzuwerfen und ihre Bedeutung für das Auslieferungsrecht 
aufzuzeigen. 

Daß die umstrittenen Fragen des Auslieferungsrechts fast ausnahms-
los enge Beziehungen zum Verfassungsrecht aufweisen, erklärt sich 
zwanglos aus dem verfassungsrechtlichen Wandel nicht erst seit dem 
Erlaß des DAG, sondern seit der Entwicklung des Auslieferungsrechts zu 
einem "nicht zu entbehrenden Stück bestehender völkerrechtlicher Ord-
nung" (von Martitz). Der Umstand, daß das DAG seit 1930 im wesent-
lichen unverändert in Kraft ist5, deutet auf das Spannungsfeld hin, das 
sich zuletzt mit der Änderung der politischen und rechtlichen Verhält-
nisse nach 1945 aufgetan hat. Während der Gesetzgeber auf dem Gebiet 
des Strafrechts und des Strafprozeßrechts im Wege der Novellengesetz-
gebung einige offensichtlich verfassungswidrige Vorschriften aufgeho-
ben oder geändert und zugleich versucht hat, durch Einfügen neuer Vor-
schriften der veränderten verfassungsrechtlichen Rechtslage gerecht zu 
werden, ist die rechtsstaatliche Anwendung und Weiterbildung des Aus-
lieferungsrechts fast ausschließlich der Praxis überlassen geblieben. 
Zwar sind die verfassungsrechtlichen Gegebenheiten bei den seit 1950 
abgeschlossenen Auslieferungsverträgen nicht übersehen worden, aber 
gerade die Vertragspraxis läßt in verschiedener Hinsicht die Zweifel bei 
der Beurteilung der verfassungsrechtlichen Anforderungen an das Aus-
lieferungsrecht erkennen. Die viel früher in anderem Zusammenhang 
getroffene Feststellung, die Verfassung sei allgemein nur zögernd heran-
gezogen worden, um die Gültigkeit gesetzlicher Bestimmungen und die 
Stichhaltigkeit überkommener Grundsätze zu überprüfen8, trifft für das 
Auslieferungsrecht noch immer zu. Der Wandel vom Grundsatz der Ge-
setzmäßigkeit der Verfassung - um den von Leisner7 geprägten Aus-
druck zu benutzen - zur Verfassungsmäßigkeit der Gesetze eröffnet der 
wissenschaftlichen Durchdringung des Auslieferungsrechts neue Per-
spektiven und wirft eine Reihe ungelöster Fragen auf. Die folgenden 
Untersuchungen wollen einen Teil zu ihrer Beantwortung beitragen. 

G Das Anderungsgesetz vom 12. September 1933, RGBl. 1933 I S. 618, hat das 
Gesetz in seinem Kern unverändert gelassen. 

8 Stree, S. 1, für das Strafrecht. 
7 Leisner, S. 5. 
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